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(4) Erforderlichenfalls sind die zur klaren Feststellung 
des Sachverhaltes notwendigen Erhebungen zu treffen. 
Besondere ärztliche Untersuchungen können verlangt 
werden, wenn dies zur Feststellung der Eignung aus 
gesundheitlichen Gründen oder der sonstigen körper­
lichen Beschaffenheit notwendig ist

(5) Das Muster der Urkunde über die staatliche An­
erkennung bestimmt das Ministerium für Gesundheits­
wesen.

(6) Der Geltungsbereich der staatlichen Anerkennung 
ist nicht auf den Wirkungsbereich der sie erteilenden 
Abteilung Gesundheitswesen des Rates des Bezirkes 
beschränkt.

(7) Für die Erteilung der staatlichen Anerkennung 
wird eine Gebühr erhoben, deren Höhe in einer vom 
Ministerium für Gesundheitswesen im Einvernehmen 
mit dem Ministerium der Finanzen zu erlassenden Ge­
bührenregelung festgesetzt wird.

§ 3
(1) Die vor Inkrafttreten dieser Durchführungsbestim­

mung rechtmäßig erteilten staatlichen Anerkennungen 
behalten ihre Gültigkeit.

(2) Alle Angehörigen eines mittleren medizinischen 
Berufes, die vor Inkrafttreten dieser Durchführungs­
bestimmung eine staatliche Anerkennung erhalten 
haben, haben diese bei der Abteilung Gesundheits­
wesen des Rates des Kreises, in deren Wirkungsbereich 
der Berufsberechtigte tätig oder, wTenn beruflich nicht 
tätig, ansässig ist, innerhalb von sechs Monaten nach 
Inkrafttreten dieser Durchführungsbestimmung nach­
zuweisen. Bei Ungültigkeit ist die Berufstätigkeit durch 
die zuständige Abteilung Gesundheitswesen des Rates 
des Bezirkes zu untersagen. In Zweifelsfällen hat die 
Abteilung Gesundheitswesen des Rates des Kreises die 
Entscheidung durch die Abteilung Gesundheitswesen 
des Rates des Bezirkes herbeizuführen.

(3) Ist nach den Umständen anzunehmen, daß die 
Urkunde über die staatliche Anerkennung abhanden 
gekommen ist, ist über den Ersatz der Urkunde nach 
den Bestimmungen vom 17. November 1950 über die Er­
setzung abhanden gekommener Approbations- und ähn­
licher Urkunden (GBl/S. 1154) zu entscheiden. §

§ 4 .
(1) Für die Erteilung oder Versagung der staatlichen 

Anerkennung ist die Abteilung Gesundheitswesen des 
Rates des Bezirkes zuständig, in deren Wirkungsbereich 
der Bewerber die Berufstätigkeit (Berufspraktikum) 
aufnimmt oder ansässig ist.

(2) Für die Zurücknahme der staatlichen Anerkennung, 
für die Verfügung oder Aufhebung eines vorläufigen 
Berufsverbotes, für die Festsetzung oder Aufhebung des 
Rühens der Befugnis zur Berufsausübung und für 
die Wiedererteilung einer staatlichen Anerkennung ist 
die Abteilung Gesundheitswesen des Rates des Be­
zirkes zuständig, in deren Wirkungsbereich der Be­
troffene beruflich tätig oder, falls er eine solche Tätig­
keit nicht ausübt, ansässig ist

(3) Für die Entgegennahme des Verzichts auf die staat­
liche Anerkennung oder auf die Ausübung eines mitt­
leren medizinischen Berufes und für die Zustimmung 
zum Widerruf des Verzichts ist die Abteilung Gesund­
heitswesen des Rates des Bezirkes oder Kreises 
zuständig, in deren Wirkungsbereich eine Berufs­
tätigkeit noch ausgeübt wird oder, falls eine 
solche nicht ausgeübt wird, der Betreffende ansässig ist

(4) Für die Untersagung der Berufstätigkeit wegen 
Ungültigkeit der staatlichen Anerkennung gemäß § 3 
Abs. 2 und für die Entscheidung über den Antrag gemäß 
§ 2 Abs. 2 ist ebenfalls die Abteilung Gesundheitswesen 
des Rates des Bezirkes zuständig, in deren Wirkungs­
bereich der Betroffene beruflich tätig ist oder zuletzt 
tätig war.

§ 5
Vor der Versagung oder Zurücknahme, vor der Fest­

setzung oder Aufhebung des Rühens, vor der Entschei­
dung über die Wiedererteilung einer staatlichen An­
erkennung und vor Untersagung der Berufstätigkeit 
gemäß § 3 Abs. 2 ist die Stellungnahme des Bezirks­
vorstandes der Gewerkschaft Gesundheitswesen einzu­
holen und der Betroffene, sofern dies möglich ist, zu 
hören.

§ 6
Um unberechtigte Berufsausübungen zu verhindern, 

teilen das Ministerium für Gesundheitswesen und die 
Abteilung Gesundheitswesen des Rates des Bezirkes 
über das Ministerium für Gesundheitswesen die Ver­
sagung, Zurücknahme, die Festsetzung oder Aufhebung 
des Rühens der Befugnis zur Berufsausübung und die 
Verhängung eines vorläufigen Berufsverbotes, sobald 
die Entscheidung rechtskräftig ist, sowie endgültig nicht 
bestandene Abschlußexamen den anderen Organen des 
staatlichen Gesundheitswesens, die Entscheidungen über 
staatliche Anerkennungen treffen, mit.

§ 7
(1) Bei Versagung der staatlichen Anerkennung (ein­

schließlich der Versagung der Berufstätigkeit gemäß 
§ 2 Abs. 2), bei Zurücknahme der staatlichen Anerken­
nung, bei Verhängung des vorläufigen Berufsverbotes, 
bei der Festsetzung des Rühens der Befugnis 
zur Berufsausübung und bei der Untersagung der Be­
rufstätigkeit gemäß § 3 Abs. 2 ist die darüber getroffene 
Entscheidung zu begründen und mit Rechtsmittel­
belehrung (Abs. 2) zu versehen.

(2) Binnen einem Monat nach Zustellung einer Ent­
scheidung gemäß Abs. 1 kann der Betroffene Be­
schwerde an einen Beschwerdeausschuß des Ministe­
riums für Gesundheitswesen einlegen. Dieser ent­
scheidet endgültig.

(3) Der Beschwerdeausschuß besteht aus
a) einem vom Minister für Gesundheitswesen Be­

vollmächtigten als Vorsitzenden;
b) einem vom Ministerium für Gesundheitswesen er­

nannten Angehörigen des mittleren medizinischen 
Berufes der gleichen Berufsart;

c) einem vom Zentralvorstand der Gewerkschaft Ge­
sundheitswesen benannten Vertreter.

(4) Die Beschwerde gegen die Zurücknahme und gegen 
die Anordnung des Rühens hat aufschiebende Wirkung,

§ 8
Diese Durchführungsbestimmung tritt mit ihrer Vexv 

kündung in Kraft

Berlin, den 4. Mai 1955

Ministerium für Gesundheitswesen 

S t e i d l e  
Minister


